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Foltervorwürfe 
gegen libysche 
Sicherheitskräfte
cheh. FRANKFURT, 26. Januar. Die li
bysche Übergangsregierung ist mit neu
en Foltervorwürfen konfrontiert. Die 
Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen 
teilte am Donnerstag mit, sie stelle we
gen der Folterung von Häftlingen ihre 
Arbeit in den Internierungszentren der 
Stadt Misrata ein. Demnach stellten 
Helfer der Organisation dort bei insge
samt 115 Gefangenen Verletzungen 
durch Folter fest. In Misrata unterhal
ten revolutionäre Milizen mehrere pro
visorische Gefängnisse. Die Hilfsorga
nisation teilte ferner mit, sie habe alle 
Fälle mehrfach an die Behörden in Mis
rata gemeldet. Diese hätten aber nichts 
dagegen unternommen. Die Menschen
rechtsorganisation Amnesty Internatio
nal teilte am Donnerstag mit, sie habe 
zwei Todesfälle in Haft dokumentiert 
und zahlreiche Folteropfer aus den Re
ponen Tripolis und Misrata befragt. 
Die UN-Hochkommissarin für Men
schenrechte, Navi Pillay, sprach am 
Mittwoch in ihrem Bericht an den UN- 
Sicherheitsrat von „alarmierenden Be
richten“, die sie von ihren Mitarbeitern 
aus libyschen Internierungseinrichtun
gen erhalten habe. (Fortsetzung und 
weiterer Bericht Seite 2.)

Heute
Jacke, Hose. 
Hemd und Weste

In der Londoner Saville Row wurde 
Stilgeschichte geschrieben: Seit Gene
rationen bestellen sich Männer von 
Welt den Anzug, von Hand auf Maß 
geschneidert. Wirtschaft, Seite 14

Niebel im Visier
Seine Neuordnung der Entwicklungs
politik würdigte die Opposition, 
doch für seine Personalpolitik zeiht 
sie den Minister der Parteilichkeit.
Im Ministerium herrscht eben nicht 
m ehr die „rote Heidi“. Politik, Seite 3

Botschafter Österreichs
W er etwas darstellt im Land, reist 
m it Diplomatenpass. Künftig erhal
ten das begehrte Reisedokument 
nur noch bestimmte Amtsträger. 
Auch andere Gefälligkeiten werden 
in Frage gestellt. Politik, Seite 5

Curry-Küche in Not
Indisches Essen ist so britisch wie 
Fish and Chips. Aber London lässt 
kaum  noch erfahrene Köche aus In
dien oder Nepal ins Land; die Regie
rung empfiehlt eine Kochschule für 
Einheimische. Wirtschaft, Seite 22

Freisprüche und viele Fragen
Aus Mangel an Beweisen: Im Kieler 
> ' nipulationsprozess gehen die frü- 
L_ .en Meister-Macher des Handball- 
Bundesligaklubs THW Kiel, Uwe 
Schwenker und Zvonimir Serdarusic, 
straffrei aus. Sport, Seite 32

Seine erlebte Rede
Das Unvorstellbare, hier wird’s 
Ereignis: Marcel Reich-Ranicki 
spricht an diesem Freitag, fast 
siebzig Jahre nach der Befreiung 
von Auschwitz, im Deutschen 
Bundestag. Feuilleton, Seite 33

Harte Bandagen
Büromieter haben sich im Jahr 2011 
wesentlich umzugsfreudiger gezeigt 
als im  Vorjahr. Von einer E n t
spannung im Vermietungsgeschäft 
ka ber längst noch keine Rede 
sein. Immobilienmarkt, Seite 43

Mitteilung des Verlags:
Immobilien- und Beteiligungsanzeigen 
auf den Seiten 44 bis 46

Sehnsuchtsort -  Menschen, allen voran Griechen und Ameri
kaner, sind komische Wesen, vor allem wenn sie von Leiden
schaften beherrscht werden, die, wohlwollend ausgedrückt, un
terhaltsam sind. Was den Griechen die Lust, Miteuropäern auf 
die Nerven zu gehen, sind den Amerikanern Projekte wie das

des Republikaners Gingrich, der den Mond auf Seite 8 zum 
51. Bundesstaat machen möchte. Aber selbst wenn sämtliche 
Amerikaner (und Griechen) zur Entlastung der unter ihrer 
Menschenlast ächzenden Welt sich dort ansiedelten: Der erste 
Mensch auf dem Mond war, siehe Bild, eine Ente. Foto interDuck

Duck Side of the Moon

Griechenland braucht 
noch mehr Finanzhilfe
Brüssel: Weitere EFSF-Mittel nötig / Kauder droht Athen mit EU-Staatskommissar
F.A.Z. BRÜSSEL/DAVOS/BERLIN, 26. 
Januar. Griechenland braucht laut EU- 
Währungskommissar Rehn mehr Hilfe 
von öffentlichen Kreditgebern als bisher 
geplant. Der absehbare Forderungsver
zicht privater Gläubiger reiche nicht aus, 
um Athens Staatsschuld wieder tragfälnig 
zu machen, sagte Rehn am Donnerstag in 
Davos. Dazu muss die griechische Sta« ts- 
schuld bis 2020 von mehr als 160 auf et ya 
120 Prozent des Bruttoinlandsprodukts ;e- 
senkt werden. Die Lücke müssten lie 
Euro-Staaten und die EU-Institutionen 1 Il
len, sagte Rehn. Dessen Sprecher erläut ar
te, Athen benötige weitere Mittel aus d m  
Euro-Krisenfonds EFSF. Rehn sagte, es 
gehe nicht um einen „dramatischen“ ] le- 
trag. Auch die Geschäftsführende Direl to
rin des Internationalen Währungsfonds,

Christine Lagarde, deutete zusätzlichen 
Mittelbedarf an. „Wird das mit den priva
ten Investoren vereinbarte Niveau nicht er
reicht, müssen die öffentlichen Institutio
nen in die Bresche springen“, sagte sie in 
Paris. Offen blieb, ob auch die Europäi
sche Zentralbank (EZB) auf einen Teil ih
rer Forderungen verzichten könnte.

Die Bundesregierung hat zusätzliche 
Hilfen für Athen bisher ausgeschlossen. 
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bund :s- 
tagsfraktion, Kauder, drohte Griechen
land nun wegen mangelnder Konsolid e- 
rungsbemühungen an, die Hoheit über s si
ne Haushaltspolitik zu verlieren. Dem n- 
ternetdienst „Spiegel Online“ sagte Ki u- 
der, Geld für die Griechen weide es nur ge
ben, „wenn das Land straff geführt wiri 
notfalls bis hin zu einem Staatskommiss;

der von der EU oder den Euro-Staaten ein
gesetzt wird. Das wäre natürlich hart, aber 
vielleicht würden sich die Griechen am 
Ende selbst damit anfreunden.“ FDP-Ge- 
neralsekretär Döring beklagte den „fal
schen, wenig europäischen Ton“ von Kau- 
ders Äußerung, die „nicht hilfreich“ sei.

Am Montag wollen sich die EU-Staaten 
außer Großbritannien auf einem EU-Gip- 
fel zu einer strengen Sparpolitik verpflich
ten. Der britische Premierminister David 
Cameron, der den geplanten Fiskalpakt 
ablehnt, bekräftigte in Davos auch seine 
Ablehnung einer Umsatzsteuer auf Finanz
geschäfte. Der Plan dafür sei „Wahnsinn“, 
da er die EU bis zu 200 Milliarden Euro an 
Wirtschaftskraft kosten könne. (Fortset
zung Seite 2, siehe Wirtschaft, Seiten 13 
und 15; Kommentar Seite 12.)

Bundestag verkleinert Isaf-Bundeswehrkontingent
Breite Mehrheit für Afghanistan-Mandat / Polenz: Gemeinsam rein, gemeinsam raus
sat. BERLIN, 26. Januar. Zum ersten Mal 
seit Beginn des Afghanistan-Einsatzes 
vor zehn Jahren hat der Bundestag eine 
schrittweise Verkleinerung des Bundes
wehrkontingents beschlossen. Mit breiter 
Mehrheit stimmte das Parlament am Don
nerstag der Verlängerung des Isaf-Manda
tes mit einer zunächst um 450 Soldaten 
verringerten Obergrenze von 4900 zu. Ne
ben den Koalitionsfraktionen stimmten 
die Mehrheit der SPD-Fraktion und ein
zelne Abgeordnete der Grünen für den 
Antrag der Bundesregierung. Während 
sich die Grünen-Fraktion mehrheitlich 
enthielt beziehungsweise gegen die Vorla
ge stimmte, votierte die Linke-Fraktion 
geschlossen dagegen.

Der Vorsitzende des Auswärtigen Aus
schusses, Polenz (CDU), sagte in der Debat

te, bei dem geplanten schrittweisen Abzug 
gelte der Grundsatz in der Nato: gemein
sam rein, gemeinsam raus. „Ich denke, 
auch Frankreich wird sich entsprechend 
der Bündnissolidarität daran halten“, sagte 
er mit Blick auf Äußerungen des französi
schen Staatspräsidenten Sarkozy, der vor 
kurzem einen vorzeitigen Abzug nicht aus
geschlossen hatte. Polenz ermahnte die 
Bundesregierung, ihre Hilfe für den Polizei
aufbau fortzusetzen, sonst könne eine 
„Übergabe der Verantwortung in Verant
wortung“ nicht stattfinden. Der außenpoli
tische Sprecher der FDP-Fraktion, Stinner, 
sagte, Afghanistan „befinde sich auf einem 
positiven Entwicklungspfad“. Das liege 
auch daran, dass es erstmals in der Nato 
ein gemeinsames Konzept gebe, an dem 
die Bundesregierung seit 2009 mitgearbei

tet habe. Stinner sagte: „Natürlich ist nicht 
alles gut in Afghanistan, natürlich ist die Si
cherheitslage prekär.“

Der SPD-Außenpolitiker Mützenich 
hob hervor, seine Partei habe noch zu Re
gierungszeiten für einen Strategiewech
sel geworben, der dann durch Präsident 
Obama ermöglicht worden sei. Der Grü
nen-Abgeordnete Schmidt kritisierte, es 
fehle ein Abzugsplan für die Jahre 
2013/2014. Die Bundesregierung hatte 
dies damit begründet, dass dieser mit 
den Partnern, vornehmlich den Vereinig
ten Staaten, auf dem Nato-Gipfel im 
Frühjahr in Chicago besprochen werden 
müsse, da der Abzugsplan multilateral ko
ordiniert werden und Washington seine 
Pläne konkretisieren müsse. (Fortset
zung Seite 2; Kommentar Seite 12.)

Deutscher in 
Nigeria entführt
tos. JOHANNESBURG, 26. Januar. In 
der nordnigerianischen Stadt Kano ist am 
Donnerstag offenbar ein deutscher Stra
ßenbauingenieur entführt worden. Die 
Hintergründe waren zunächst unklar. Das 
Auswärtige Amt in Berlin geht nach eige
nen Angaben Berichten über die Entfüh
rung eines Deutschen in Nigeria nach. 
Das Ministerium und die deutsche Bot
schaft stünden mit allen relevanten Be
hörden in Kontakt, sagte eine Sprecherin.

Der Mann, der für eine Baufirma namens 
„Dantana und Sawoe“ tätig war, wurde 
von bewaffneten Männern auf einer Bau
stelle außerhalb der Stadt überfallen und 
verschleppt. Nach Polizeiangaben wurde 
er gefesselt und in den Kofferraum eines 
Fahrzeugs geworfen. Die Polizei sperrte 
alle Ausfallstraßen Kanos. Zunächst hieß 
es, dass es keinerlei Kontakt zu den Ent
führern gebe. Kano war Schauplatz des 
bislang blutigsten Anschlags der radika
len islamistischen Sekte Boko Haram, bei 
dem am Freitag bei Angriffen auf staatli
che Gebäude mindestens 180 Menschen 
ums Leben kamen. (Siehe auch Seite 2.)

Hollande verspricht 
Eurobonds
mic. PARIS, 26. Januar. In Paris hat der 
Kandidat der Sozialisten für die Präsiden
tenwahlen, François Hollande, am Don
nerstag sein Programm vorgestellt. In 60 
„Engagements“ verspricht er, den europäi
schen Fiskalpakt neu zu verhandeln. Auch 
rügt er, dass die EZB bislang „nur den Ban
ken, nicht aber den Staaten“ helfe. Hollan
de befürwortet Eurobonds und einen neu
en Freundschaftsvertrag mit Deutschland. 
(Siehe Seite 2 und Wirtschaft, Seite 13.)
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Kandidatenrituale
Von Günther Nonnenmacher

D ie Wahl eines französischen Prä
sidenten folgt einem hochgradig 

ritualisierten Ablauf: Da gibt es die 
Kandidatenerklärung, die zum fast 
mystischen „Rendezvous“ eines M an
nes (oder einer Frau) m it dem Volk 
verklärt wird. D arauf folgt die erste 
große Rede, welche die Persönlichkeit 
des Bewerbers ins Licht setzen soll. 
Das hat François Hollande vor eini
gen Tagen in Le Bourget hinter sich ge
bracht. Erst danach gibt es eine durch
kom ponierte Programmatik, meist 
m it blumigen Versprechen für die 
Wähler. Der linke Grundakkord, den 
Hollande in Le Bourget angeschlagen 
hatte, findet in seinen sechzig pro
gram m atischen „Engagements“ einen 
kräftigen Nachhall: Der Sozialist, der 
die Finanzwelt als seinen G egner be
zeichnet, will den europäischen Stabi
litätspakt neu verhandeln, den „Teu
felskreis des Sparens“ durchbrechen, 
die EZB neu ausrichten und den Ély- 
sée-Vertrag mit Deutschland aus dem 
Jahr 1963 neu verhandeln. Die euro
päischen Partner Frankreichs werden 
sich das alles sorgenvoll anhören.

Aber auch hier spielen rituelle Mus
ter eine Rolle. Hollande hat sein Ver-

halten und seine Strategie am Vorbild 
des bisher einzigen sozialistischen Prä
sidenten M itterrand ausgerichtet. 
Dazu gehört auch die Maxime, dass 
der sozialistische Kandidat erst ein
mal das Potential der Linken, bis h ir 
ein in die Extreme, ausschöpfen muss; 
links von den Sozialisten sind im m er
hin zehn bis fünfzehn Prozent zu ho
len. E rst vor der zweiten W ahlrunde 
kann er dann um die W ähler der Mitte 
werben, die für Sieg oder Niederlage 
entscheidend sind. M itterrand hatte 
mit dieser Taktik zweimal Erfolg, aller
dings, zumindest nach seinem ersten 
Wahlsieg, auch ein Riesenproblem. In 
seiner „sozialistischen“ Phase von 
1981 bis 1983 fuhr die französische 
W irtschaft schnurstracks gegen die 
Wand. Sein W irtschaftsm inister De- 
lors musste ihn zu einem strikten Spar
kurs („rigueur“) überreden, sonst 
wäre Frankreich damals in die zweite 
europäische Liga abgestiegen.

Das Ganze ist bisher ohnehin ein 
Schattenboxen, weil der Gegner noch 
gar nicht in den Ring gestiegen is/ 
Auch das ist ein Ritual: Der am tieren
de Präsident spielt seine Rolle so lan
ge wie möglich, bevor er sich zum Sta
tus des Kandidaten herablässt. So hält 
es auch Sarkozy. Allerdings liegt er in 
den Umfragen weit zurück und geht 
damit das Risiko ein, dass er für die 
Aufholjagd nicht m ehr genug Zeit hat.

Um der Freiheit willen
Von Reinhard Müller

D er Umgang m it der Freiheit ist 
nicht ganz einfach; er ist gerade

zu mühsam. Das gilt erst recht für den 
Umgang mit ihren Gegnern. D enn die 
sehen sich womöglich gar nicht als 
Feinde der Freiheit an, sondern neh
men für sich in Anspruch, für die Frei
heit zu sein. Somit steht der freiheitli
che Rechtsstaat potentiell immer zwi
schen W ehrhaftigkeit und Selbstaufga
be. „Die Grundlage der Republik ist 
die vollständige Vernichtung dessen, 
was gegen sie ist.“ So sprach einst 
Saint-Just -  und heute hoffentlich nie
m and mehr. Doch ein anderer Ruf des 
terroristischen Revolutionärs wird im 
m er noch gern zitiert: „Keine Freiheit 
den Feinden der Freiheit“.

Dabei gilt: Freiheit schon, aber in 
Grenzen. W er unter dem Deckmantel 
des Parteienprivilegs -  wieder -  einen 
rassistischen Führerstaat anstrebt, 
kann dieses Privileg entzogen bekom
men. Dasselbe gilt für eine Gruppe, 
die -  ebenfalls wieder -  versucht, eine 
sozialistische D iktatur zu errichten. 
Es ist kein Zufall, dass der deutsche 
Rechtsstaat, nur wenige Jahre nach 
dem Krieg, mit der Waffe des Partei
verbots einmal nach rechts und ein
mal nach links ausholte. Und es ist 
auch kein Zufall, dass heute immer 
noch und schon wieder G ruppen an 
beiden R ändern im Zentrum  der Auf
merksamkeit stehen.

Alle, zumindest die allermeisten, 
dürften sich darin einig sein, dass Ver
fassung und Staat geschützt werden 
müssen. Aber wie? Ohne Beobach
tung geht das nicht. Nun ist das Lesen 
von Artikeln über potentielle Verfas
sungsfeinde, anders als die nachrich
tendienstliche Observation von frei ge
wählten Volksvertretern, kaum  ein 
spürbarer Eingriff. Doch hat die Auf
nahm e in den Verfassungsschutzbe
richt die W irkung eines Prangers. Hef
tig -  und zum Teil erfolgreich -  weh
ren sich deshalb G ruppen oder Publi
kationen gegen das Etikett „extremis
tisch“. Deshalb ist eine unabhängige 
Kontrolle der Verfassungsschutzbe
hörden unabdingbar. Schließlich muss 
im Parteienstaat, auch wenn die eta
blierten Parteien das nicht gern hö
ren, schon dem Anschein begegnet 
“werden, man schaffe sich durch amtli
che Ächtung K onkurrenten vom Hals.

Mit der Kontrolle ist es freilich so 
eine Sache, wenn die parlam entari
schen Kommissionen zur Aufsicht der 
Geheimdienste mit Abgeordneten der 
Linkspartei bestückt sind -  und die 
Linkspartei Ziel der Beobachtung ist. 
So ein Ziel war auch der Thüringer 
Landtagsabgeordnete Ramelow; die 
ersten Inform ationen über ihn wur
den übrigens bei der Beobachtung der 
westdeutschen DKP gewonnen. Dass 
das Bundesverwaltungsgericht seine 
Beobachtung letztlich für rechtmäßig 
hielt und verfassungsfeindliche Bestre
bungen in der Linkspartei am Werke 
sah, muss nicht das letzte W ort sein.

Immerhin wird aus der keineswegs 
einseitigen Rechtsprechung ersicht

lich, was alles nicht verfassungsfeind
lich ist: etwa das Ziel einer „grundle
genden Umgestaltung der w irtschafts
politischen Verhältnisse“. Auch ist -  
ganz aktuell -  die Forderung nach ei
ner Verstaatlichung von Banken kein 
Ausweis von Grundgesetzwidrigkeit. 
Nur weil eine G ruppe den von ihr an
gestrebten Umbau m it „Sozialismus“ 
beschreibt, steht sie nicht außerhalb 
des Grundgesetzes. Schließlich stand 
ja  schon Willy Brandt der „Sozialisti
schen Internationalen“ vor. W eder ist 
eine Revolution notwendig eine ge
waltsame -  siehe den 9. November 
1989 - ,  noch ist die Zustimmung zu be
stim m ten Einrichtungen der DDR per 
se grundgesetzfeindlich.

Das alles mag m an auch anders se- ’ 
hen. Karlsruhe, Straßburg oder auch

Verfassung und Staat 
müssen geschützt werden, 
auch durch Beobachtung.

der Gesetzgeber könnte der Freiheit 
des Abgeordneten und der am Pranger 
stehenden Partei m ehr Raum geben, 
einer Partei, für die das Ganze schon 
jetzt viel W erbung ist. Aber irgendwo 
muss m an eine Grenze ziehen. Auch 
wenn nur das Bundesverfassungsge
richt ultimativ über die Verfassungs
widrigkeit einer Partei entscheiden 
kann, so wird die Aufklärung darüber 
doch vom Grundgesetz vorausgesetzt. 
Jede Partei, insbesondere die Links
partei, muss wissen: Was sie zu einem 
Verbot oder Austrocknen der NPD äu
ßert, kann prinzipiell auch gegen sie 
selbst verwendet werden.

Doch der offizielle Betrieb sieht das 
anders: Jenes andere, im Dunkeln ge
haltene Lager steht außerhalb jedes 
seriösen Diskurses. Es stimmt schon: 
Mit der Linkspartei ist auch Staat zu 
machen, das haben ihre Funktionäre in 
m ehreren Regierungen bewiesen. Mit 
der dumpfen NPD, ihren zur Sachar- 
beit offenbar unfähigen Abgeordneten 
und ihren Verbindungen zu Schläger
trupps und Schlimmerem offensicht
lich nicht.

D och generell ist die Stigm atisie
rung als „rechts“ hierzulande ein ver
nichtendes Urteil; sie stellt den denk
bar w irksam sten Pranger dar -  viele 
setzen dieses W ort m it R echtsextre
mismus und neuerdings auch m it 
Rechtsterrorism us gleich. Nun mag 
m an über diese E inteilung ohnehin  
stre iten , zum al rechts- und linksex
trem e A utonom e w eder äußerlich 
noch innerlich un terscheidbar sind. 
A ber w enn das E in tre ten  für das Va
terland , wenn N ationalstolz und der 
W ille, nicht nur m oralisierend und 
hochm ütig auf die deutsche G e
schichte zu blicken, schon radikal, 
extrem istisch und ein Fall für den 
Verfassungsschutz sein sollen, dann 
stim m t etwas m it den professionel
len  wie den se lbsternann ten  Verfas
sungsschützern nicht.
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STREIFZÜGE
Moers

Blühende
Sumpflandschaft

A uf seiner linksrheinischen Seite 
geht Duisburg fließend in Moers 

über, das mit etwas mehr als 100 000 
Einwohnern als die größte deutsche 
Stadt gilt, die weder kreisfrei noch Sitz 
eines Kreises ist. Dass sich der Name 
der im 9. Jahrhundert erstmals urkund
lich erwähnten Stadt, wie von Heimat
forschern angenommen, tatsächlich 

rn Moor oder Morast ableitet, ist sehr 
wahrscheinlich. Schließlich schuf der 
lange Zeit heftig mäandernde Rhein in 
der Gegend einst große Sumpfflächen.

Wie in Duisburg, wo derzeit ein Ab
wahlverfahren gegen Oberbürgermeis
ter Adolf Sauerland (CDU) läuft, hat 
sich zuletzt auch in Moers der Wider
stand eines Teils der Kommunalpolitik 
gegen Bürgermeister Norbert Ballhaus 
(SPD) formiert. Ballhaus hatte vor gut 

vier Jahren eigen
mächtig Gutach
teraufträge an ei
nen Krefelder 
Rechtsanwalt 
und Parteifreund 
vergeben. Die 
städtische Rech
nungsprüfung 
kam hernach zur 
Einschätzung, 
Ballhaus habe 
„mehrfach ge

gen vergäbe-, kassen- und haushalts
rechtliche Regeln“ verstoßen. Deshalb 
rügte der Moerser Rat einschließlich sei
ner SPD-Mitglieder den Bürgermeister. 
Pikant macht die Sache zudem, dass der 
Krefelder Genosse sich für die Aufträge 
mit einer Spende bei der SPD bedankte.

Nicht nur das sehen die Ballhaus- 
Gegner als einen Beleg für die Existenz 
eines modernen Moerser Sumpfes. Sie 
halten dem Bürgermeister zudem sei
nen Umgang mit dem Sportzentrum 
Rheinkamp vor. Ballhaus hatte das Zen
trum im April 2008 mit der Begrün
dung schließen lassen, es bestehe Ge
fahr für Leib und Leben. Die Bürger
initiative „Rathaus ohne Ballhaus“ 
wirft dem Bürgermeister vor, das alte 
Zentrum sei gar nicht baufällig ge
wesen. Ballhaus habe den Rat in die 
Irre geführt, um das neue Schwimm- 
und Sportzentrum wieder in seinem 
Heimatortsteil Rheinkamp statt wie ei
gentlich vorgesehen in der Stadtmitte 
errichten zu können.

Am Donnerstag hat das Bürgerbegeh
ren gegen Ballhaus begonnen. Bekommt 
die von CDU, Links- und Piratenpartei 
unterstützte Initiative innerhalb der kom
menden vier Monate mindestens etwa 
12 000 Unterschriften zusammen, dür
fen die Moerser wie ihre Duisburger 
Nachbarn per Bürgerentscheid über den 
Verbleib ihres Stadtoberhaupts im Amt 
befinden. REINER BURGER

Heute
Streit in Papua-Neuguinea
Meuternde Soldaten fordern die W ie
dereinsetzung von Michael Somare in 
sein Premierministeramt gemäß 
einem Gerichtsurteil. Der amtieren
de Regierungschef O’Neill denkt über 
Neuwahlen nach. Politik, Seite 8

Baku ist jetzt Düsseldorf
Die aserbaidschanische Hauptstadt 
ist jetzt offiziell Austragungsort 
des 57. Eurovision Song Contest. 
Baku bem üht sich, Ost und West 
zueinanderkom m en zu lassen. 
Deutschland und die Welt, Seite 9

Der Kaiser für alle
Karl Lagerfeld stellt in Paris seine 
beiden neuen M odelinien vor.
Eine dritte gibt es schon seit 
langem -  sie wird in Deutschland 
produziert und vertrieben. 
Deutschland und die Welt, Seite 10

Entweltlichte Kirche?
Seit der Freiburger Rede von 
Benedikt XVI. ist die Debatte über 
das Verhältnis von Staat und Kirche 
sowie von Glaube und Politik um 
eine Forderung reicher: Entwelt- 
lichung. Die Gegenwart, Seite 11

Wehrhafte Demokratie
Vor vierzig Jahren wurde der 
Radikalenerlass beschlossen, von 
Kritikern als „Berufsverbote“ 
gebrandmarkt. Kanzler Brandt war 
schon bald nicht m ehr glücklich 
damit. Zeitgeschehen, Seite 12

Absetzbewegungen
China hat die von westlichen 
Staaten verhängten Sanktionen 
gegen Iran kritisiert. Aber die 
Politik Teherans behagt der 
Volksrepublik auch nicht recht. 
Zeitgeschehen, Seite 12
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Foltervorwürfe in Libyen

Vom Sparen und Wachsen: Merkel und Rajoy im Kanzleramt. Foto Getty Images
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Athen braucht noch mehr Hilfe
Der spanische Ministerpräsident Rajoy be
kräftigte nach seinem Antrittsbesuch bei 
Bundeskanzlerin Merkel (CDU) seine Ab
sicht, das Staatsdefizit Jahr für Jahr zu sen
ken. Er befürwortete aber eine Auswei
tung des dauerhaften Euro-Krisenfonds 
ESM. „Wahrscheinlich gilt: Je größer er 
ist, desto geringer wird er wohl in An
spruch genommen werden müssen“, sagte 
Rajoy. Er habe aber nicht mit Frau Merkel 
darüber gesprochen. „Mir liegt in diesem 
Moment am dringendsten am Herzen, 
dass der Mechanismus bald ausgestaltet 
wird und auch in Gang kommt“, sagte Ra
joy. Der Ministerpräsident und die Kanzle
rin zeigten sich überzeugt, dass sich Defi
zitabbau und Wachstumsförderung nicht 
widersprechen müssten. Sie befürworte
ten einen Rückgriff auf verbliebene Mittel 
der europäischen Strukturfonds, um die 
Wirtschaft in den Krisenländern zu stüt
zen. Frau Merkel wies darauf hin, dass un
verbrauchte Mittel früher in die Haushalte 
der Mitgliedstaaten zurückgeflossen sei
en. Jetzt sei es das wichtigste, dass das 
Geld genutzt werde, um Arbeitsplätze zu 
schaffen.

Vertreter der griechischen Regierung 
und ihrer privaten Gläubiger setzten am 
Donnerstag ihre Verhandlungen über ei
nen Schuldenschnitt fort. Dieser soll ei
nen Anleihentausch einschließen. Am 
Dienstag hatte die Euro-Gruppe die Ban
ken aufgefordert, für die neuen Anleihen 
niedrigere Zinsen zu akzeptieren als bis
her vorgesehen. Auch dieser höhere Forde
rungsverzicht reicht aber offenbar nicht, 
um den zusätzlichen griechischen Finanz
bedarf abzudecken. Im Oktober hatten die

PARIS, 26. Januar. François Mitterrand 
umwarb die Franzosen mit 110 Wahlver
sprechen, François Hollande kommt mit 
60 „Engagements“ aus. Der 57 Jahre alte 
sozialistische Präsidentschaftsanwärter 
hat am Donnerstag in Paris ein linkslasti- 
ges Präsidentschaftsprogramm vorge
stellt, das sich am Vorbild Mitterrands in
spiriert. Den „Bruch mit dem Kapita
lismus“ der späten siebziger Jahre hat 
Hollande durch den „Bruch mit der Fi
nanzwelt“ ersetzt. Auch die Zusammenar
beit in der EU will der Sozialist revolu
tionieren. Seine Kritik am Europa-Kurs 
von Präsident Sarkozy hat Hollande zu ei
nem Wahlkampfversprechen umgewan
delt. Hollande hat als elftes Engagement 
seines Programms festgelegt, den europäi
schen Fiskalpakt neu zu verhandeln.

Er bekräftigte seine Auffassung, dass er 
im Falle eines Machtwechsels nicht an die 
Beschlüsse der Vorgängerregierung gebun
den sei. Den Franzosen verspricht er ei
nen neuen europäischen Pakt „der Verant
wortung“ und „des Wachstums“. Er wolle 
aus dem Teufelskreis des Sparens in der 
EU aussteigen, so Hollande. Die Rolle der

Staats- und Regierungschefs der EU be
schlossen, Athen Kredithilfen von rund 
100 Milliarden für. ein neues Hilfs- und Re
formprogramm zuzusagen. Dieses zweite 
Hilfsprogramm ist bis heute wegen der zä
hen Verhandlungen über den Schulden
schnitt noch nicht festgezurrt. Derzeit 
prüft die Troika aus IWF, EU-Kommission 
und EZB in Athen, ob Griechenland im 
zweiten Paket weitere Reformen abzuver
langen sind. Der Chef der Euro-Gruppe, 
Luxemburgs Premierminister Juncker, hat
te am Dienstag gesagt, das bisherige grie
chische Spar- und Reformprogramm sei 
„klar aus der Spur geraten“. Seit Oktober 
sind zudem wegen der schlechten Kon
junkturentwicklung in Griechenland neue 
Haushaltslöcher aufgetreten.

Sollte die EFSF neue Kredite bereitstel
len müssen, dürfte der Druck der europäi
schen Partner auf die Bundesregierung zu
nehmen, mittelfristig einer Ausdehnung 
des permanenten Krisenfonds ESM zuzu
stimmen. Regierungsvertreter hatten kurz 
vor Rehns Äußerungen in Berlin gesagt, 
auf dem EU-Gipfel am Montag gehe es we
der um eine ESM-Ausweitung noch um 
das zweite Hilfsprogramm für Athen.

Kauder bekräftigte, der Druck auf 
Athen müsse größer werden. „Griechen
land ist ein riesengroßes Problem. Trotz 
all der Hilfspakete hat sich anscheinend in 
dem Land nur sehr wenig grundlegend 
gebessert“, sagte der CDU-Politiker. Er 
hielte es aber für problematisch, das Land 
aus der Eurozone hinauszudrängen. Die 
Akteure auf den Finanzmärkten dürften 
nicht den Eindruck gewinnen, Europa 
lasse Euro-Staaten fallen.

Europäischen Zentralbank will er „neu 
ausrichten“. „Die EZB hilft nur den Ban
ken, nicht aber den Staaten“, kritisierte er 
am früheren Sitz der Metallgewerkschaf
ten in Paris. Hollande verpflichtet sich zur 
Einführung von Eurobonds und zur Ausar
beitung eines neuen Freundschaftsvertra
ges mit Deutschland. Er werde Berlin Vor
schlägen, die Zusammenarbeit auf eine 
neue vertragliche Grundlage zu stellen. 
Das Atomkraftwerk Fessenheim, das im 
Grenzgebiet zu Deutschland liegt, will 
Hollande schließen und durch weitere Re
aktorschließungen den Anteil der Kern
kraft an der Elektrizitätsproduktion von 
derzeit 75 Prozent auf 50 Prozent bis 2025 
reduzieren. „Ich verspreche nur, was ich 
auch halten kann“, sagte der Präsident
schaftskandidat.

„Mit diesem Programm werden wir nie
mals zu einem ausgeglichenen Haushalt 
zurückkehren“, sagte der zentristische 
Präsidentschaftskandidat François Bay
rou. Haushaltsministerin Valérie Pécres- 
se sagte, Hollande gefährde „Frankreichs 
Glaubwürdigkeit in Europa und in der 
Welt“, (mic.)

Frau Pillay sagte, sie sei „extrem besorgt“ 
über das Schicksal der Tausenden Gefange
nen. Sie kritisierte eine mangelhafte Auf
sicht über die Gefängnisse, was eine Umge
bung schaffe, die förderlich für Folter und 
Misshandlung sei. Nach Darlegung des 
UN-Sondergesandten Ian Martin hat das 
Justizministerium in Tripolis bisher sechs 
Gefängnisse von den Revolutionsbrigaden 
übernommen. Martin hatte schon im De
zember auf den Aufbau eines Justizvollzugs
systems und einer funktionierenden Polizei 
gedrungen. Die zahlreichen Milizen, die 
sich nicht der Kontrolle der Übergangs
regierung unterstellen und ihre Waffen ab
geben wollen, gelten als eines der größten 
Probleme der neuen Führung. Nach dem 
Sturz Gaddafis im vergangenen Jahr waren 
die libyschen Sicherheitskräfte mit Ausnah
me der Polizei aufgelöst worden.

Menschenrechtler haben schon mehr
mals Folter in Libyen kritisiert. Opfer sind 
demnach in vielen Fällen Schwarzafrika
ner, die im Zuge des Bürgerkriegs wahllos 
unter dem Verdacht festgesetzt wurden, 
das alte Regime zu unterstützen. Gaddafi 
hatte zahllose Söldner aus den afrikani-

tos. JOHANNESBURG, 26. Januar. Un
ter dem Eindruck der Terrorwelle im Nor
den Nigerias hat Präsident Goodluck Jo
nathan am Mittwochabend den Polizei
chef des Landes entlassen und in den so
fortigen Ruhestand versetzt. Zusammen 
mit Hafiz Ringim wurden sechs seiner 
Stellvertreter entlassen. In einer offiziel
len Erklärung hieß es, die Entlassung des 
Polizeichefs sei „ein erster Schritt auf 
dem Weg zu einer Umstrukturierung der 
Polizeidienste, um diese effizienter zu ma
chen und sie dadurch in die Lage zu ver
setzen, auf entstehende Sicherheitsrisi
ken adäquat zu reagieren“. Zum neuen Po
lizeichef berief der Präsident Muhammad 
Abubakar, bislang stellvertretender Gene
ralinspekteur und verantwortlich für eine 
der insgesamt zwölf Sicherheitszonen des 
Landes, nämlich Bauchi. Der Bundes-

schen Nachbarstaaten angeheuert, um den 
Aufstand niederzuschlagen. Er hatte zu
dem afrikanische Tagelöhner angeworben, 
von denen sich Hunderttausende (zuneh
mend illegal) in Libyen aufhielten. Diese 
waren während der Herrschaft Gaddafis in 
großen Teilen der Bevölkerung unbeliebt 
und hatten unter alltäglicher Diskriminie
rung zu leiden.

Derweil wurde nach einem Bericht des 
Nachrichtenportals „Libya al Youm“ ein 
neuer Geheimdienst gegründet, der dem 
„Schutz der Revolution und des Landes vor 
Gefahren von außen“ dienen soll. Dem
nach soll der neue Dienst von Salim al Hasi 
geleitet werden, einem früheren Oppositio
nellen, der viele Jahre im Ausland gelebt 
habe.

Unterdessen meldete der libysche Vertei
digungsminister Usama Dschuili, die Stadt 
Bani Wqlid sei wieder unter der Kontrolle 
der Regierung. Es habe sich lediglich um 
„ein Problem zwischen zwei Gruppen jun
ger Männer gehandelt“, das gelöst worden 
sei. Örtliche Behördenvertreter hatten ge
meldet, die Stadt sei von Anhängern Gad
dafis unter Kontrolle gebracht worden.

Staat gehört zu jenen Regionen im Norden 
des Landes, in denen die radikale islamisti- 
sche Sekte Boko Haram seit Weihnachten 
2011 zahlreiche Anschläge verübt hat. Bei 
einer Anschlagsserie vor wenigen Tagen 
wurden in der Millionenstadt Kano mehr 
als 180 Menschen getötet.

Die nigerianische Regierung forderte 
unterdessen Boko Haram zu Gesprächen 
auf. Jonathan sagte der Nachrichtenagen
tur Reuters am Donnerstag, die Gruppe 
müsse sich aber zunächst zu erkennen ge
ben und klare Forderungen formulieren. 
Militärische Gewalt allein werde den Auf
stand der Gruppe nicht beenden. Die ame
rikanische Regierung will Nigeria offen
bar bei der Bekämpfung der Sekte Hilfe 
leisten. Am Mittwoch hatte eine Gruppe 
Amerikaner, die offiziell als „Delegation 
der amerikanischen Regierung“ fungier-

Bundestag billigt 
Isaf-Mandat
Das neue, bis Ende Januar 2013 laufen
de Mandat sieht vor, die Obergrenze 
des Kontingents in einem ersten Schritt 
um 100 Soldaten auf 4900 zu senken, 
und dann, soweit die Lage es erlaube, 
bis Anfang 2013 auf 4400. Zudem wur
de die flexible Reserve von 350 Solda
ten gestrichen. Schließlich wurde der 
bislang eigens mandatierte Awacs-Ein- 
satz in das Mandat integriert. Bis Ende 
2014 sollen alle Kampftruppen aus Af
ghanistan abgezogen werden. Verteidi
gungsminister de Maizière (CDU) hob 
im NDR-Hörfunk hervor, er halte den 
Abzugsplan „nicht für sicher“, aber für 
realistisch. Insgesamt habe der Einsatz 
in Afghanistan nicht nur die Bundes
wehr, sondern die gesamte deutsche 
Gesellschaft verändert. Die Bevölke
rung sei mit der vollen Ernsthaftigkeit 
von Krieg und Frieden konfrontiert 
worden. Heute werde anders über Si
cherheitspolitik diskutiert als früher. 
Zudem würde die Leistung der Solda
ten anerkannt und gewürdigt.

Karzai in Europa
jöb./mic. ROM/PARIS, 26. Januar. 
Auf der ersten Etappe seiner mehrtägi
gen Europareise hat der afghanische 
Präsident Karzai am Donnerstag in 
Rom mit Ministerpräsident Monti ei
nen Kooperationsvertrag unterzeich
net. Der italienische Außenminister 
Terzi sagte, der Vertrag umfasse „alle 
wichtigen Bereiche“ der „nicht mehr 
militärischen“ Unterstützung der Af
ghanen nach dem Abzug der interna 
tionalen Truppen 2014. Ein Sprecher 
des Ministeriums fügte hinzu, Italien 
werde weiterhin vor allem bei Ausbil
dung und Unterstützung der lokalen 
Polizei sowie der Justiz mitwirken. 
Rom werde sich auch beim Ausbau des 
Flughafens und der benachbarten Stra
ßen in der Provinz Herat engagieren. 
An diesem Freitag wird Karzai in Paris 
erwartet, Wo Präsident Sarkozy mittler
weile von der -  nach der Tötung von 
vier französischen Isaf-Soldaten durch 
einen afghanischen „Kameraden“ geäu
ßerten -  Idee eines frühzeitigen Trup
penabzugs wieder abgerückt ist. Karzai 
und Sarkozy wollen ebenfalls eine Ko
operationsvereinbarung abschließen. 
Bei einer Trauerfeier zu Ehren der getö
teten Soldaten sagte Sarkozy, Frank
reich werde seinen Kampf für Freiheit 
und Frieden in Afghanistan fortsetzen. 
Außenminister Juppé warnte vor ei
nem „überstürzten Abzug“. Aus der 
französischen Armeeführung verlaute
te, ein geordneter Truppenabzug neh
me zwischen zwölf und 18 Monate in 
Anspruch. Der Rücktransport von Ma
terial, Transportmitteln und Munition 
aus Afghanistan sei frühestens Ende 
2013 abgeschlossen. Der sozialistische 
Präsidentschaftskandidat Hollande hat 
einen Rückzug aller französischen Sol
daten zum Jahresende versprochen. 
Zum Abschluss seiner Reise will Karzai 
mit dem britischen Premierminister Ca- 
meron in London Zusammentreffen.

te, entsprechende Gespräche in Abuja ge
führt. Die Hilfe soll sich vor allem um Auf
klärung und damit um nachrichtendienst
liche Technik drehen.

Am Mittwoch war ein Bericht einer Un
tersuchungskommission der UN veröf
fentlicht worden, in dem es heißt, es gebe 
nachweisliche Kontakte zwischen Boko 
Haram und der Terrororganisation Al Qai- 
da im Maghreb (Aqmi), die vor allem in 
Sahel operiert. Boko Haram soll dem
nach in Tschad Kämpfer rekrutiert ha
ben, die anschließend von Aqmi ausgebil
det wurden. Das deckt sich mit den bis
lang offiziell nicht bestätigten Angaben 
der Polizei in Kano, wonach sich unter 
den 200 mutmaßlichen Boko-Haram-Mit- 
gliedern, die im Gefolge der Anschi 
festgenommen worden waren, eine grojje 
Zahl Tschader befinden soll.

Neue Brüche, neue Bonds
François Hollandes „Engagements“ für die Präsidentenwahl

Die Behörden wissen, was dort vorgeht u

Seit August 2011 sind die „Ärzte 
ohne Grenzen“ ih Misrata tätig und 
behandeln unter anderem Kriegsver
letzte. Am Donnerstag hat die Hilfsor
ganisation, die mit insgesamt 18 Per
sonen in Libyen im Einsatz ist, nun 
ihre Arbeit in den provisorischen Ge
fängnissen eingestellt. Seit September 
habe man bei Gefangenen immer wie
der Folterverletzungen entdeckt, sagt 
Bart Janssens, Projekt-Verantwortli
cher für Libyen, dieser Zeitung. Die 
Häftlinge hätten immer öfter offen
sichtliche Zeichen von Schlägen und 
Elektroschocks aufgewiesen. Zwei die
ser insgesamt 115 Personen seien au
ßerdem kurz nachdem sie von einem 
Verhör zurückkehrten verstorben, 
sagt Janssens. „Ärzte ohne Grenzen“ 
geht davon aus, dass die Misshandlun
gen außerhalb der Internierungslager, 
in sogenannten Verhörzentren, statt
finden, die unter Kontrolle des Sicher
heitsrates und des Militärrates von 
Misrata stehen. Immer wieder hat die 
Hilfsorganisation die lokalen Behör
den informiert und sie aufgefordert, 
etwas gegen die Misshandlungen zu 
unternehmen -  vergeblich. Im Januar 
seien Gefangene, die schon von ihren 
Medizinern behandelt worden waren, 
abermals mit Folterverletzungen in 
die Lager zurückgekommen. „Das ist 
vollkommen inakzeptabel“, sagt Jans
sens. Am 9. Januar schrieb seine Or
ganisation einen offiziellen Brief an 
den Militärrat, das Sicherheitskomi
tee, den Sicherheitsdienst der Armee 
und auch an den zivilen Stadtrat von 
Misrata, in dem sie das sofortige

Ende der Misshandlungen forderte. 
Doch auch danach habe es vier neue 
Fälle von Folter gegeben, sagt Jans
sens. „Das ist für uns ein klares Zei
chen, dass wir keine Möglichkeit ha
ben, dies auf einem normalen Weg zu 
stoppen.“ Es sei schwierig zu sagen, 
wie die Behörden von Misrata mit je
nen in Tripolis zusammenarbeiteten. 
Doch sei die Sicherheitslage in Misra
ta stabil. „Ich denke, die Behörden ha
ben die Dinge völlig unter Kontrolle, 
und sie wissen, was in den Verhörzen
tren vorgeht“, sagt Janssens. „Ärzte 
ohne Grenzen“ will erst wieder Ge
fangene behandeln, wenn es keine 
Folter mehr gibt. Ihre psychosozialen 
Hilfsprojekte in der Stadt sowie auch 
jene in Tripolis will die Organisation 
aber fortsetzen, (nbel.)

Festnahme in Sirte Foto Reuters

Nigerianischer Polizeichef entlassen
Amerika hilft bei Bekämpfung von Boko Haram / Jonathan: Dialog mit Islamisten

STIMMEN DER ANDEREN
Ringen um die Macht in Kairo
In Ägypten erwägen Islamisten, sich die Macht mit 
dem Militär zu teilen, fürchtet die Amsterdamer Tages
zeitung „de Volkskrant“:

„Im neuen ägyptischen Parlament verfügen die Mus
limbrüder und die streng islamistischen Salafisten zusam
men über etwa zwei Drittel der Mandate. Die jungen libe
ralen Kräfte im Land fürchten, dass die Muslimbrüder 
auf eine Übereinkunft mit den Militärs aus sind, so dass 
diese einen großen Teil ihrer Macht und ihrer wirtschaft
lichen Privilegien behalten könnten. Das gegenseitige 
Misstrauen zwischen den bis vor kurzem verbotenen 
Muslimbrüdern und der Armee ist zwar noch groß. Aber 
es besteht die Gefahr, dass die Islamisten unter dem 
Druck der wirtschaftlichen Lage -  nicht nur der Touris
mus ist zusammengebrochen, auch ausländische Investi
tionen bleiben aus -  dem Militär nachgeben könnten.“

Zieht sich die ägyptische Armee zurück?
Das Blatt „La Presse de la Manche “ (Cherbourg) sieht 
die Lage ein Jahr nach dem Aufstand in Ägypten so:

„Die Muslimbrüder haben bei der Wahl den Sieg da
vongetragen. Sie werden nun regieren und die Wirtschaft 
wieder ankurbeln müssen -  nach einem Jahr des Über
gangs, das spektakuläre demokratische Fortschritte ge
bracht hat. Diese Errungenschaften müssen bewahrt wer
den, und für die allmächtige ägyptische Armee kommt 
jetzt der Moment der W ahrheit. . .  Es wäre logisch, 
dass die Militärs nun die Macht abgeben und sich unter 
die Autorität einer zivilen Regierung stellen. Und die 
Gewinner der Wahl müssen unter Beweis stellen, dass 
es Ägypten mit ihnen bessergeht als mit der Armee.“

Obamas populistische Botschaft
Präsident Barack Obama habe in seiner Rede zur Lage 
der Nation mit einer populistischen Botschaft zu punk
ten versucht, schreibt die „Neue Zürcher Zeitung": 

„Zwischen den Zeilen liest sich seine Rede wie ein 
Anti-Romney-Manifest. Während Obama sich als Vor
kämpfer der Mittelklasse zu positionieren versucht, 
macht er seinen Gegenspieler implizit zum Repräsentan
ten eines ungerechten, herzlosen Systems. Das ist nicht 
nur beim Thema Steuern erkennbar, sondern auch in der 
Frage, wie überschuldeten Hausbesitzern oder kriseln- 
den Branchen geholfen werden soll. Romney kann sich 
jede Mühe geben, seine Wirtschaftskompetenz herauszu
streichen -  sollte der Wahlkampf unter klassenkämpferi
schen Vorzeichen laufen, wird er es schwer haben.“

Mitt Romney und die Steuerpolitik
Die Pariser Tageszeitung „Le Figaro" äußert zum 
Wahlkampf in den Vereinigten Staaten:

„In dieser Zeit der allgemeinen Schuldenkrise steht 
die Steuerpolitik überall im Mittelpunkt der Debatte. In 
den Vereinigten Staaten beginnt sie dem möglichen Prä
sidentschaftskandidaten der Konservativen, Romney, 
ernsthafte Probleme zu bereiten -  und damit die Chan
cen der Republikaner auf einen Wahlsieg im November 
zu verringern. In seiner Rede zur Lage der Nation hat 
Barack Obama Steuererhöhungen für die reichsten 
Amerikaner vorgeschlagen. So konnte er sich als Kandi
dat der Mehrheit der Wähler positionieren. Das könnte 
ihm die Wiederwahl bescheren -  vor allem, wenn er ge
gen einen Kandidaten antritt, der in der Steuerpolitik 
extrem konservative Positionen vertritt.“

Eine amerikanische Richtungswahl
Auch die „Salzburger Nachrichten “ beschäftigen sich 
mit Barack Obamas Wahlkampf Strategie:

„Die von fünfzig Millionen Amerikanern verfolgte 
,State of the Union‘-Rede gab dem Präsidenten die Chan
ce, sich für seine Wiederwahl im November zu positio
nieren . . .  Die von der Tea Party dominierten Republika
ner sehen im Staat die Wurzel allen Übels -  eine Retro- 
Rezeptur, die große soziale Errungenschaften wie staat
liche Pensions- und Krankenversicherung in Frage stellt 
und das Recht des Stärkeren propagiert. Obama bezeich
net den Staat dagegen als Garanten des amerikani
schen Traums“ und schwingt sich zu dessen Verteidiger 
auf, indem er für Fairness und Gerechtigkeit streitet.“

Sparen allein hilft nicht
Zum Kampf gegen die Schuldenkrise in Europa heißt 
es in der Wirtschaftszeitung „Expansion“ (Madrid): 

„Sparmaßnahmen sind unverzichtbar, damit die Staa
ten wieder Ordnung in ihre Finanzen bringen. Aber wie 
der amerikanische Multimillionär George Soros in Da
vos betonte, reichen sie allein nicht aus. Eine Sparpoli
tik ohne Wirtschaftswachstum kann in einen Teufels
kreis führen: Die Einsparungen drücken der Wirtschaft 
die Luft ab, die Einnahmen des Staates sinken, die Last 
der Schulden nimmt zu, und es werden neue Einsparun
gen notwendig. Die Länder an der europäischen Periphe
rie müssen sparen, aber zugleich ein Gleichgewicht su
chen zwischen Wachstum und Haushaltsdisziplin. Nur 
so lässt sich vermeiden, dass das Heilmittel schlimmer 
wird als die Krankheit. Die EU darf die betroffenen Län
der wie Spanien in diesem Prozess nicht alleinlassen.“

Die Kanzlerin und die deutsche Rezeptur
Die „Westfälische Rundschau“ (Dortmund) befasst 
sich mit Bundeskanzlerin Merkels Europapolitik: 

„Vordergründig agiert Merkel geschickt. Weil Deutsch
land in der Krise, die rundherum zu Massenarbeitslosig
keit und Rezession führt, wie eine Insel der Seligen er
scheint, verordnet sie den europäischen Partnern die 
deutsche Rezeptur: erst die fragwürdige Schuldenbrem
se, dann die unsozialen Hartz-IV-Reformen . . .  Kein 
Wunder, dass die Europäer verschnupft reagieren und 
sich von Merkel bevormundet fühlen. Widerstände und 
Frustration machen sich breit. Kraftvolle Krisenpolitik 
kommt so nicht zustande. Merkel muss ein übers ande
re Mal Positionen räumen, die sich als unhaltbar erwei
sen, und jedes Mal folgt das böse Erwachen: Ihr ^tes 
Einlenken hat die Krise nochmals verschärft.“

Angela Merkels Trippelschritte
Die „Neue Osnabrücker Zeitung“ meint zum Welt
wirtschaftsforum in Davos hingegen:

„In Davos sitzt zwar die Weltwirtschaftselite beisam
men, aber auch dort weiß niemand, wie die Euro-Krise 
zu lösen ist. Ein vergleichbares Ereignis hat es bisher 
nicht gegeben. Merkel handelt daher zurückhaltend, 
strebt eine Lösung der Probleme in Trippelschritten an. 
Eine richtige Strategie, um den großen Knall abzuwen
den. Ohnehin würde man sich etwas mehr Zurückhal
tung der Teilnehmer des Treffens in Sachen Euro-Krise 
wünschen. Denn viele dort haben die weltweite Finanz
krise mitzuverantworten. Das gilt etwa für die zahlrei
chen Wirtschaftsprofessoren, die jahrelang Irrlehren 
von unfehlbaren Märkten verbreitet haben.“


